
Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen  

 

§ 1 Geltungsbereich  

Die vorliegenden Bedingungen gelten fu ̈r alle – auch kun̈ftige – Vertra ̈ge zwischen der 
Haarhoff GmbH (nachfolgend Verka ̈uferin) und dem Kaüfer. Abweichende oder erga ̈nzende 
Bedingungen des Kaüfers gelten nur, wenn die Verka ̈uferin diesen im Einzelfall vorher 
schriftlich zugestimmt hat. Die vorliegenden Bedingungen gelten auch dann, wenn die 
Verka ̈uferin in Kenntnis abweichender Bedingungen des Ka ̈ufers die Lieferung an den 
Ka ̈ufer vorbehaltlos ausfuḧrt.  

Soweit in den vorliegenden Bedingungen die Schriftform gefordert wird, genug̈t zur Wahrung 
des Schriftformerfordernisses auch die Textform.  

§ 2 Angebot  

Alle Angebote der Verkäuferin sind freibleibend. Dies gilt auch für Abbildungen, Zeichnungen 
sowie Maß- und Gewichtsangaben. In einzelnen Fällen kann es produktionsbedingt zu 
geringfügigen Abweichungen von den angegebenen Gewichten und Maßen kommen. Die 
Qualität oder Gebrauchsfähigkeit des Artikels wird hierdurch jedoch nicht beeinträchtigt. 
Mündliche Auskünfte und Nebenabreden sind nur verbindlich, wenn sie von der Verkäuferin 
schriftlich bestätigt werden. 

§ 3 Lieferung, Gefahrübergang  

Die Lieferung der Ware erfolgt „ab Werk“.  

Wird die Versendung der Ware vereinbart, so gehen Kosten und Gefahr auf den Kaüfer ub̈er, 
sobald die Verka ̈uferin die Ware dem Frachtfuḧrer u ̈bergibt. Erteilt der Kaüfer keine 
besonderen Weisungen fu ̈r die Versendung, so wa ̈hlt die Verka ̈uferin die Transportart und 
den Transportweg nach billigem Ermessen aus. Der Abschluss einer Transportversicherung 
ist Sache des Kaüfers.  

§ 4 Preise und Zahlungsbedingungen  

Alle Preise gelten „ab Werk“ zuzu ̈glich Umsatzsteuer. Etwaige Kosten fu ̈r Verpackung und 
Transport werden gesondert berechnet.  

Sofern sich aus der Auftragsbesta ̈tigung nichts anderes ergibt, ist der Kaufpreis ohne Abzug 
binnen zwei Wochen ab Rechnungsdatum zur Zahlung fa ̈llig. Rabatte oder Skonti werden 
nur nach vorheriger schriftlicher Vereinbarung gewa ̈hrt.  

Alle Zahlungen sind bargeldlos auf das Gescha ̈ftskonto der Verka ̈uferin vorzunehmen. Fu ̈r 
die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist der Eingang des Geldes auf dem Konto der Verka ̈uferin 
maßgeblich. Kommt der Ka ̈ufer mit der Zahlung in Verzug, gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen.  

Bei einer Zahlungseinstellung des Kaüfers oder bei einem Antrag auf Ero ̈ffnung des 
Insolvenzverfahrens u ̈ber das Vermo ̈gen des Kaüfers ist die Verka ̈uferin berechtigt, von dem 
Ka ̈ufer die sofortige Bezahlung aller bereits gelieferter Waren zu verlangen, unabha ̈ngig 
davon, ob die Zahlungen fa ̈llig sind oder nicht. Die Verka ̈uferin ist weiterhin berechtigt, 



ausstehende Lieferungen einzubehalten und nur gegen Vorauszahlung oder 
Sicherheitsleistung auszufuḧren und – sofern die Vorauszahlung oder Sicherheit nicht 
binnen einer angemessenen Frist geleistet werden – ohne erneute Fristsetzung von dem 
Vertrag zuru ̈ckzutreten.  

Ein Aufrechnungs- oder Zuru ̈ckbehaltungsrecht steht dem Ka ̈ufer nur insoweit zu, als seine 
Gegenforderungen unstreitig oder rechtskra ̈ftig festgestellt sind. Die Verka ̈uferin kann die 
Ausu ̈bung des Zuru ̈ckbehaltungsrechtes durch Sicherheitsleistung abwenden, die auch 
durch eine selbstschuldnerische Bankbu ̈rgschaft erbracht werden kann.  

§ 5 Lieferzeit  

Liefertermine und Lieferfristen sind nur verbindlich, wenn sie von der Verka ̈uferin schriftlich 
besta ̈tigt wurden. Die Verkaüferin ist zu Teillieferungen berechtigt.  

Die Lieferfrist beginnt, sobald die schriftliche Auftragsbesta ̈tigung dem Kaüfer zugegangen 
ist. Die Verka ̈uferin ist jedoch erst dann zur Lieferung verpflichtet, wenn sa ̈mtliche von dem 
Ka ̈ufer beizubringenden Unterlagen, Zahlungen und Sicherheiten bei der Verkaüferin 
eingegangen sind. Insoweit beha ̈lt sich die Verka ̈uferin die Einrede des nicht erfu ̈llten 
Vertrages vor.  

Die Lieferzeit ist eingehalten, wenn die Ware innerhalb der vereinbarten Frist oder dem 
vereinbarten Termin versandbereit ist und die Verka ̈uferin dies dem Ka ̈ufer schriftlich mitteilt.  

Kommt der Kaüfer in Annnahmeverzug oder verletzt er schuldhaft seine sonstigen 
Mitwirkungspflichten, ist die Verka ̈uferin berechtigt, den ihr entstandenen Schaden sowie die 
Mehraufwendungen geltend zu machen. Weitergehende Anspru ̈che der Verka ̈uferin bleiben 
hiervon unberu ̈hrt. Verzo ̈gert sich die Versendung der Ware aus Grun̈den, die nicht von der 
Verka ̈uferin zu vertreten sind, ist diese berechtigt, die Ware auf Kosten und Gefahr des 
Ka ̈ufers einzulagern.  

Kommt die Verka ̈uferin in Lieferverzug, so ist der Ka ̈ufer nur insoweit zum Ru ̈cktritt von dem 
Vertrag berechtigt, als eine Lieferung noch nicht erfolgt ist, es sei denn, der Verka ̈ufer hat an 
der teilweisen Erfu ̈llung des Vertrages kein Interesse; in diesem Falle ist der Ka ̈ufer zum 
Ru ̈cktritt von dem gesamten Vertrage berechtigt.  

Die Verka ̈uferin ist dem Ka ̈ufer nach den gesetzlichen Bestimmungen zum Schadenersatz 
verpflichtet, soweit der Kaufvertrag ein Fixgescha ̈ft im Sinne von § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB 
oder § 376 HGB ist. Darub̈er hinaus haftet die Verka ̈uferin dem Kaüfer nur dann auf 
Schadenersatz, wenn der Lieferverzug auf Vorsatz oder grober Fahrla ̈ssigkeit oder einer 
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten beruht. Beruht der Lieferverzug auf 
grober Fahrla ̈ssigkeit oder auf einer schuldhaften Verletzung einer wesentlichen 
Vertragspflicht, so ist die Schadenersatzhaftung der Vera ̈uferin auf den vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Soweit die Schadensersatzhaftung der 
Verka ̈uferin ausgeschlossen oder eingeschra ̈nkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die 
Schadensersatzhaftung ihrer Mitarbeiter, Vertreter und Erfu ̈llungsgehilfen.  

§ 6 Prüfungspflicht, Ma ̈ngelhaftung, Verja ̈hrung  

Der Ka ̈ufer ist verpflichtet, die Ware nach Erhalt zu untersuchen und der Verka ̈uferin etwaige 
Ma ̈ngel unverzu ̈glich anzuzeigen. Unterla ̈sst der Ka ̈ufer diese Anzeige, so gilt die Ware als 
genehmigt, es sei denn, es handelt sich um einen Mangel, der bei der Untersuchung nicht 
erkennbar war. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der §§ 377 ff. HGB.  



Bei einem Mangel der Kaufsache ist die Verkaüferin nach ihrer Wahl zur Nacherfu ̈llung in 
Form der Ma ̈ngelbeseitigung oder zur Lieferung einer neuen mangelfreien Sache berechtigt. 
Der Ka ̈ufer ist verpflichtet, der Kla ̈gerin eine angemessene Frist zur Ma ̈ngelbeseitigung zu 
gewa ̈hren und seinen diesbezu ̈glichen Mitwirkungspflichten nachzukommen, andernfalls wird 
die Verka ̈uferin von ihrer Verpflichtung zur Ma ̈ngelbeseitigung frei. Im Falle der 
Ma ̈ngelbeseitigung ist die Verka ̈uferin verpflichtet, alle zum Zwecke der Ma ̈ngelbeseitigung 
erforderlichen Aufwendungen zu tragen, soweit sich diese nicht dadurch erhoḧen, dass die 
Ware nach einem anderen Ort als dem Erfu ̈llungsort verbracht wurde. Erfolgt die 
Ma ̈ngelbeseitigung nicht innerhalb einer angemessenen Frist oder schlag̈t die 
Ma ̈ngelbeseitigung fehl, so ist der Ka ̈ufer dann nach seiner Wahl berechtigt, von dem 
Vertrage zuru ̈ckzutreten oder den Kaufpreis zu mindern. Hat der Kaüfer bereits 
Teillieferungen erhalten, so ist der Ka ̈ufer nur wegen des nicht erfu ̈llten Teiles des Vertrages 
zum Ru ̈cktritt berechtigt, es sei denn, der Kaüfer hat an der teilweisen Erfu ̈llung des 
Vertrages kein Interesse.  

Die Verka ̈uferin ist dem Ka ̈ufer wegen eines Mangels der Kaufsache nach den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schadenersatz verpflichtet, wenn der Schaden auf Vorsatz oder grober 
Fahrla ̈ssigkeit oder einer schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten beruht. 
Beruht der Schaden lediglich auf grober Fahrla ̈ssigkeit oder einer schuldhaften Verletzung 
einer wesentlichen Vertragspflicht, so ist die Schadenersatzhaftung der Verka ̈uferin auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Diese Haftungsbegrenzung 
gilt auch, soweit der Kaüfer von dem Vertrage zuru ̈cktritt und Schadenersatz statt der 
Leistung begehrt.  

Fu ̈r die schuldhafte Verletzung des Lebens, des Ko ̈rpers oder der Gesundheit haftet die 
Verka ̈uferin nach den gesetzlichen Bestimmungen; dies gilt auch fu ̈r die Haftung nach dem 
Produkhaftungsgesetz.  

Weitere Schadenersatzanspru ̈che wegen eines Mangels der Kaufsache sind 
ausgeschlossen. Soweit die Schadensersatzhaftung der Verka ̈uferin ausgeschlossen oder 
eingeschra ̈nkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die Schadensersatzhaftung ihrer Mitarbeiter, 
Vertreter und Erfu ̈llungsgehilfen.  

Die Verja ̈hrungsfrist fu ̈r Ma ̈ngelanspru ̈che betrag̈t ab dem Zeitpunkt des Gefahrub̈ergangs 
zwo ̈lf Monate.  

§ 7 Gesamthaftung  

Eine weiterfu ̈hrende Haftung auf Schadenersatz als in den Bestimmungen der §§ 5 und 6 
ausgefu ̈hrt ist ohne Ru ̈cksicht auf die Rechtsnatur des geltend gemachten Anspruches 
ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere fu ̈r Schadenersatzanspru ̈che aus Verschulden bei 
Vertragsschluss, wegen sonstiger Pflichtverletzungen oder wegen deliktischer Anspruc̈he auf 
Ersatz von Sachscha ̈den gema ̈ß § 823 BGB. Der Ausschluss gilt auch, soweit der Kunde 
anstelle eines Anspruches auf Ersatz des Schadens statt der Leistung den Ersatz nutzloser 
Aufwendungen begehrt.  

Soweit die Schadensersatzhaftung der Verka ̈uferin ausgeschlossen oder eingeschra ̈nkt ist, 
gilt dies auch im Hinblick auf die Schadensersatzhaftung ihrer Mitarbeiter, Vertreter und 
Erfu ̈llungsgehilfen.  

§ 8 Eigentumsvorbehalt  



Die Ware bleibt bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem Vertrag im Eigentum der 
Verka ̈uferin (Eigentumsvorbehalt).  

Eine Verpfa ̈ndung oder Sicherungsub̈ereignung der Vorbehaltsware durch den Ka ̈ufer ist 
ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Beklagten unzula ̈ssig. Bei Pfan̈dungen oder 
sonstigen Eingriffen Dritter ist der Ka ̈ufer verpflichtet, die Verka ̈uferin unverzug̈lich schriftlich 
zu benachrichtigen und alle erforderlichen Auskun̈fte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, 
damit die Verka ̈uferin erforderlichenfalls Klage gema ̈ß § 771 ZPO erheben kann.  

§ 9 Gerichtsstand – Erfüllungsort  

Erfu ̈llungsort ist der Gescha ̈ftssitz der Verkaüferin in Leverkusen. Gerichtsstand fu ̈r alle 
Streitigkeiten aus dem Vertragsverha ̈ltnis ist Leverkusen. Dies gilt auch, wenn der Kaüfer im 
Zeitpunkt der Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens keinen allgemeinen Gerichtsstand in 
der Bundesrepublik Deutschland hat. Die Verka ̈uferin ist jedoch berechtigt, ein anderes 
zustan̈diges Gericht anzurufen.  

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Geltung des UN-Kaufrechts wird 
ausdru ̈cklich ausgeschlossen.  


